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Teil B: Textteil
Festsetzungen (Gem, 5 9 BauGB + BauNVO)

I. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

GEM. ! 9ABS. 1 BAUGB I.VM.55 1.I4 BAUNVO

1.2. MISCHGEBIET

GEM, 5 9ABS. 1 NR, 1 BAUGB t,V.M, ! 6 BAUNVo

Zulåssig sind gem. 5 6 Abs. 2 BauNVO:

Unzulåssig sind gem, ! 6 Abs. 2 BauNVO i,Vm, 5 1 Abs,

5 BauNVO und 5 6 Abs. 3 BauNVO i.V.m. $ 1 Abs. 6 Nr, 'l

BauNV0:

2, MASS DER BAUTICHEN NUTZUNG
GEM. 5 9ABS. 1 NR, 1 BAUGB t,VM,55 t6-2lA BAUNVo

2.1 enunorücHENzAHL
CEM. 5 9485. I NR. 1 BAUGB I.V.M. $ 19 BAUNVO

2.2 GEscxossrücx¡nz¡xr
GEM. 5 9ABS, 1 NR. 1 BAUGB I,V.M, ! 20 BAUNVO

2.3 ZAHI DER VoLLGESCHoSSE

6EM, 5 9ABs. I NR. I BAUGB t.V.M, $ 20 BAUNVo

Siehe Plan,

1, Wohngebäude,

2. Geschåfts- und Bürogebäude,

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften so.

wie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

4, sonstigeGewerbebetriebe,

5. Anlagen ftir Verwaltungen sowie für kirchliche kulturelle, so-

ziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

1, Gartenbaubetriebe,

2, Tankstellen,

3, Vergnügungsstånen.

Siehe Plan.

Die Grundflåchenzahl (GRZ) wird gem, 5 9 Abs, 1 Nr, 1 BauGB

i.Vm, 5 19 Abs. 1 und 4 BauNVO festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflåichen von

1. Garagen und Stellplåtzen mit ihren Zufahrten,

2, Nebenanlagen im Sinne des 5 l4 BauNVO,

3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberflåche, durch

die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen,

Gem. 5 l9 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die festgesetzte 6RZ durch

Garagen und Stellplåtze mit ihren Zulahrten, durch Nebenanlagen

im Sinne des 5 14 BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb

der Gelåndeoberflåche, durch die das Baugrundstück lediglich

unterbaut wird, (! 19 Abs, 4 Nr, 1 bis 3 BauNVo) bis zu eine¡ GRZ

von 0,9 riberschritten werden.

Siehe Plan. Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird gem, 5 9 Abs. I

Nr.'l BauGB i.Vm, ! 16Abs.2 BauNVO und $ 20 BauNVO mit
1,2 festgesetzt,

Siehe Plan. Die Zahl der Vollgeschosse wird gem, $ 16 Abs. 2
BauNV0 und 5 20 Abs. I BauNVO als Höchstmaß festgesetzt,

leihåunrliche 2. Anderung des Bebauungsplanes "Hinter Roth",6l¿nbr(icken 4 wwwkernplan.de



3. ügenetugnRE UND lrllcxr ügeRgAUBARE
cRuHosrücrsrücx¡1,¡
GEM, 5 9 ABS. 1 NR. 2 BAIJGE I.V.M. !j 23 BAUVNO

4. sr¡lpürzr
G[M, 5 9ABS. 1 NR.4 BAUCB LVM, 5 12A BAUNVo

5. ABWASSERBESEITIGUNG

GEM, q 9A85, 1 NR, 14 BAUGB

6. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND

ZUR ENTWICKTUNG VON BODEN, NATUR UND
LANDSCHAFT

GEM,5 9485. 1 NR.20 BAUGB

Siehe Plan, Die übcrbaubaren Grundstücksflächen sind im

Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von Baugrenzen

bestimmt, Genräß 5 23 Abs, 3 BauNVO dürfen Gebåude und

Gebåudeteile die Baugrenze nicht überschreiten. Demnach sind

die Gobäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen dcfinierten

Standortes zu errichten, Éin Vortreten von Gebåudeteilen in

geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden,

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflåchen sind unterge-

ordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (5 l4 BauNVO) zulås-

sig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen

Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen und die seiner

Eigenart nicht widersprechen. Die Ausnahmen des 5 14 Abs. 2

BauNV0 gelten entsprechend,

Das gleiche gilt für bauliche Anlage n, soweit sie nach Landes¡echt

in den Abstanclsflächen zulässig sind oder zugelassen werden

können,

Je Wohneinheit sind 2 Stellplåtze / Abstellmöglichkeiten auf dem

Privatgrundstück zu errichten. Stellplätze für andere als die oben

angegebene Nutzung sind in lhrer Anzahl entsprechend der lan-

desrechtlichen Vorgaben ebenfalls auf den Grundstücksflächen

nachzuweisen,

Das Niederschlagswasser von 1,200 m¡ versiegelter

Grundstiicksflåche kann in die vorhandene öffentliche Kanalisation

der Glantalstraße eingeleitct werdcn,

Niederschlagswasser von darüber hinaus versiegel-
ten Grundstticksflächen ist zu binden, in Zisternen oder

Regenrückhaltebecken zwischenzuspeichern und zu nutzen bzw,

verzögert ab¿uleiten oder über Versickerungsnrultlen vor Ort zu

versickern,

Dies ist im Rahmen des Baugenehrnigungsverfahrens nachzu-

weisen.

Maßnahme V'l : AbrissJRodunqsarbeiten sowie Baumaßnahmen

außerhalb der Brutzeit der Vögel bzw. Aktivitätszeit der
Fledermåiuse

lm Plangebiet sind Abriss-/Rodungsarbeiten notwendig sowie
künftige Baumaßnahmen vorgesehen. Diese Arbeiten sind grund-

sätzlich außerhalb der Brutzeit der Vögel durchzuführen, also zwi-

schen dem 0l,Oktober und dem 28. Februar, um zu vermeiden,

dass es zur Zerstörung von Nestern und Eiern kommt und damit
zur Erfüllung eines Verbotstatbestandes gem. $ 44 BNatSch6,

Auch die Aktivitåtszeit der Fledermäuse ist zu beachten. Die

Arbeiten sind also hinsichtlich Fledermäusen nur in der Zeit zwi-

schen Oktober und Ende tebruar (gem, 5 39 Abs, 5 BNatSchG)

durchzuführen, da sich die Hedermäuse zu dieser Zeit in ihren

Winterquartieren befinden,

Maßnahme V2: Lärm- und Lichtemissionen

Unnötige Lårm- und l.ichtemissionen sollten im Rahmen der

¡\brissarbeiten weitestgehend vermieden werden, um Vögel und

Säugetiere u.a. bei Brut, Durchzug, beim Ruhen oder Jagen nicht

zu stöfen
. Ëinsatz von modernen Arbeitsgeräten,
. keine unnötige Beleuchtung beim Bau und der folgenden

Nutzurrg,
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VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZVOR SCHÄDtI.
CHEN UMWETTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES

BUNDES.IMMISSIONSSCHUTZGESETZES

GËM. $ 9A85,1 NR.24 BAUGB

8. ANPFTANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND
SONSTIGEN BEPFTANZUNGEN

GEM, 5 9485, I NR. 25 A BAUGB

9, AUSGTEICHSMASSNAHMEN

GEM, 5 9485, 1A BAUGB

Nachtarbeiten: Für die Beleuchtung der baulichen Anlagen
während cler Arbeiten sind insektenfreundlichc Leuchtmittel
zu verwenden, Dies sind z.B. Natrium-Niederdrucklampen (Typ

LPS, NAl, S0X), Natrium-Hochdrucklampen (Typ HSP) oder
LED"Lampen. Leuchtmittel sinci nur clort anzubringen, wo sie

notwendig sind,

Zum Schutz vor schådlichen Umwelteinwirkungen (Straßenlårm

der B 420) im Sinne des Bundcsimmissionsschutzgesetzes
(BlnrSchG) sind als passive Schallschutzmaßnahmen bei

Wohngebäuden, die direkt entlang der B 420 errichtet werden,
für Schlafräume l-enster der Schallschutzklasse 4 und ftir
Wohnråume Fenster der Schallschutzklasse 3 nach der VDl"

Richtlinie 2719 - Schalldlimmung von Fenstern- einzubauen.

Siehe Plan, Die nicht überbaubaren Grundstücksflåchen sind

dauerhaft zu begrrinen und qärtnerisch zu gestaltcn, Auf den
privaten Grundstücksflåchen ist jeweils mindestens cin
standortgerechter; hochståmmiger Laub. ode¡ 0bstbaum zu

pflanzen. Die zu venruenclenden Arten sind der unten stehenden
Pflanzlistc zu entnehmen.

Je l0 oberirdische Stellplåtze ist ein standortqerechter, heirnischer

laubbaumhochstamm rnit einer Mindestqualitåt von 3-mal ver-
pflanzt, mit Drahtballierunct, mindestens 1 2 - 14 cm Stammumfang
(StU) gcmcssen in I m llöhe, anzupflanzen, dauerhaft zu erllalten
und bei Abgang nachzupflanzcn, Dcr Lrestehende Gehölzbestand

kann hierzu angerechnet werden.

Is werden folgende Arten für die Ge hölzverwendung
(Hochståmme) festgesetzt:

Pllanzliste:

Stieleiche, Traubeneiche, Feld"Ahorn, l'lainbuche,

Spitz-Ahorn, Somnler.Linde, Winter-Lindc, Eberesche,

Berg"Ahorn, Rotbuche, Vogelkirsche, Einheimische
0bstbaumsortcn, Kornelkirsche, Roter llartriegel,
Weißdorn, Liguster, Schlehe, Holunder; Hascl, Wolliger Schneeball,

Genreiner Schneeball,

Pflanzmaterial und -qualität:

Hochståmme: 3xv., StU 12 - 14 cm

Pro Baumstandort ist in Anlehnung an die Maßgabe der ËLL

(Forschungsgesellschaft l.andschaftsentwicklung Landschaftsbau

c,V, Bonn) eine offene, dauerhaft wasser- und luftdurchlàssige
Fläche von mindestens 6 m' Grundfläche und 12 ilì1

Gesamtvol umen vorzuhalten,

Erfolgte Anpflanzungen und deren dauerhafte Pflege unterliegen
der Bindung gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25 b Bar¡GB.

Maßnahme A1 : Irsatzquartiere für l-ledermåusc

Es sind Ersatzquartiere für die durch die anstehenden Arbeiten
vetloten gehenden Baumhöhlen bereitzustellen (worst-casc),

Diese müssen vor Beginn der Abriss- und Baumaßnahmen sowie
Rodungsarbeiten an benachbarten Gebäudc'n oder Bäumen

angebracht werden (CIF-Maßnahme).

7

lpilr,ir¡rrlirlip / Arrrlerrrtrr¡ rie:, Hell¡ut¡rrq,,pl.rnrl "llinl¡r ßolh", trl¡ntrrrir'l:¡n li rt'rviv, Lpr l ll rl¡ lr. rle



IO. GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSEEREICHES

GEM.5 9485.7 BAUGB

Es sind mindestens fünl kijnstliche Fledermausquartiere (2,8. l-a,

Schwegler) anzubringen (lm Falle, dass clie Robinie mit vier
l-löhlen an der nordwestlichen Grundstücksgrenze erhalten bleibt
(siehe Karte im Anhang, Baum Gl.AN2), Sollte dieser nicht
bestehen bleiben, sind neun Höhlen auszugleichen), Für die Risse

und Spalten sind rnindestens zwei Fledermausflachkästen anzu-

bringen.
r 5 x Fledermaushöhle 2F (Fa, Schwegler)
. 2 x Fledermausflachkasten 1 FF (Fa, Schwegler)

Maßnahme A2: Ersatzquartiere für Vögel

Es sind Ersatzquartiere für die durch die anstehenden Arbeiten

verlorengehenden Baumhöhlen bereitzustellen (worst-case),

Diese müssen vor Beginn der Abriss- und Baumaßnahmen sowie

Rodungsarbeiten an benachbarten Gebiiuden oder Bäumen

angebracht werden (CEF-Maßnahme).

Es sind mindestens fünf Kunstnester im lokalräumlichen Umfeld
(2,8. Fa. Schwegle$ anzubringen (lm talle, dass die Robinie mit

vier Höhlen an der nordwestlichen Grundstücksgrenze erhalten

bleibt (siehe Karte im Anhang, Baum GLAN2), Sollte dieser nicht

bestehen bleiben, sind neun Höhlen auszugleichen). tür das Nest

in der M¿uer ist eine Nischenbrüterhöhle anzubringen,
¡ 2 x Nisthöhle 1B (Fa, Schwegler)
r 1 x Nisthöhle 2M (Fa Schwegler)
o 2 x Nisthöhle 2GR (oval) (Fa, Schwegler) mit integriertem

Rückzugswinkel für Fledermäuse im lnnendach
¡ I x Nischenbrilterhöhle 1N (Fa. Schwegler)

Die o.g. CEF-Maßnahmen sind vor Beginn der

Rodungsmaßnahmen vollståndig umzusetzen, Nach der

Durchführung ist ein Abnahmetermin unter Beteiligung der

Unteren Naturschutzbehörde zu vereinbaren.

Als Kompensation für clie in Anspruch genommene 3,500 m¡

große Waldflåche wird ein waldrechtlicher Ausgleich über das

Waldkonto des Forstamtes Kusel erbracht.

Siehe Plan,

Die teilräumliche 2. Änderung des Bebauungsplanes ,,Hinter
Roth" ersetzt in ihrem Geltungsbereich den Bebauungsplan

,,Hintel Roth" (2004),

Festse tzu ngen aufgrund landesrechtlicher Vorschriften

l5 g Abs 4 BaUGB i.V,rn, 5 88 LBaUO)

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

¡ Dachform / Dacheindeckung: Zulåssig sind Sattel-, Walm-, Krüppelwalm-, Zelt-, Pult- und Flachdächer mit einer Dachneigung von

0 bis 45', Die lnstallation von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie / Photovoltaik auf den Dachflächen ist zulässig, Die festge-

setzten Dachformen und Dachneigungen gelten nicht für Neben- anlagen und Garagen.

. Werbeanlagen: Werbeanlagen sind an der stätte der Leistung zulässig, Es sind darüber hinaus gemeinsame Hinweisschilder oder
"tafeln zulåssig (auch Fremdwerbung). Die Höhe der Hinweisschilder oder -tafeln darf max, 8,0 m betragen. Zusätzlich ist ein

Werbepylon mit einer Höhe von 8,0 m zulässig.

Teilrirunrlichc 2. Andcrunq dcr, ßcb,rulnqrpl'lrec "llirrler Rolh", (ìl¿rrlrrrrl:e¡¡ I rvww. [.er npl,rn.de



Kennzeichnung (Gem. $ 9 Abs, 5 BaUGB)

Nachrichtliche Ubernahme (Gem, 5 9 Abs, 6 BaUGB)

Radonvorsorge

Auf Basis der Irgebnisse des Berichtes ¿ur ,,Radonbelastung in rJer Bodenluft - 0rientierende Untersuchungen" der GeoConsult Rein (Standt

16,01.2017) wurden für den Bereich des Bebauungsplanes ,,Hinter Roth" Pråventivm¿ßnahmen empfohlen, die ebenfalls für den Bereich der teil-
råumlichen 2, Änderung des Bebauungsplanes ,,Hinter Roth" gelten. Die Massnahnren orientieren sich am derzeit gültigen EU-Richtwert von 100

Bq/m3, weil eine Intscheidung über einen eventuell schärferen nationalen Richtwert in Deutschland von 100 Bq/m3 noch aussteht. Für die Bebau-

ung der Untersuchunglläche werden Radonpråventionsnrassnahrnen der Radonvorsorgeklasse lll (RVK lll) enrpfohlen, sofern nicht durch qesonder-

te Untersuchungen für den einzelnen Bauplatz eine niedrigere Radonvorsorgegebietsklasse rrachgewiesen werden kann.

Typische l'råventivmassn¡hmen in einen Radonvorsorqebiet RVK lll umfassen:

l. Konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatte aus Beton (lticke: ¿ 20 cm), 5ollte eine durchgehende Bodenplatte aufgrund der Bauart, der

Notwendigkeit von Dehnfugen etc, nicht möglich sein, ist unbedingt auf deren gasdichteAulúhrung zu achten.

2. Radondichte, komplett geschlossene llülle im erdberührten Perimeterbereich des Gebåudes oder im lnnenbereich.

3. Abdichtung von Zu- und Ableitungen im erdberiihrten Ecreich mit r.idondichten M.rterialien, bzw. Verwenclung g.rsdichter Komponenten ftir
Durchfûhrungen. Durchführungen durch die Bodenplatte und durch erdumlagerteWände sind für den R,¡rlonschutz von besonderer Bedeutung,

weil bereits kleinste Leckagen zu einem bedeutenden Zustrom von llodenluft und fladon Tiihren können. Diese Abdichtungsmaßnahmen um

fassen sowohl die gasdichte Abdichtung des Anschlusses von Rohrdurchführurngen zum Mauerwerk, aber auch die håufiq unterschåtzten, frei

bleibenden Wegsamkeiten innerhalt¡ der, durch die Leitungen nur teilgeftillten l-eerrohre. Auch wenn diese nrrr einen kleinen Durchmesser be

sitzen, können 5ie unsachgemäll abgedicht, bedeutende Radonmenqen in das (ìebäurle liefern.

4. Zuführung derVerbrennungsluft für Heizkessel, Kaminöfen u.å. von außen zur Reduktion cles Gebåudeunterdruckes.

5. lìinterfüllung vor erdberühr-tenAußenwänden rnit nicht-bindigen Materiâlien und Gewährleistung, dass die Hinterfüllung einenAnschluß an die

k.rpil[:rrbrechende Schicht unter der Bodenplatte besitzt, um eine Entlüftung der letzteren zu gewährleisten.An den erdberührten Kellerwänden

k.rnn cliese Funktion .ruch eine vliesbeschichtete Noppenfolle übernehmen.

6. Verlegung einer Bodeng,rsdrainage im Schotlerbett unter der Bodenplane mit passiver oder aktiver Irzeugung eines Unterdruckes unter dem

Gebåude zut Gradientenumkehr. Sollten Frostschtirzen eine passive Entlüftung des Schotterbettes unter dem Geb.iude verhindern, wird diese

passive oder aktive Entl(iftungsmöglichkeiten noch dringender empfohlen,

7. Sorgfalt bei der Radonabwehr sollte ganz besonders für Gebäude ohne Unterkellerung deshalb gelten, weil in diesen im st.rtistischen Minel die
Râdonkonzentratir¡nen im Erdgeschoss höher als in r¡nterkellerten Gebäuden sind.

8. Wird das Gebåude mit Kellergeschoss errichtet sollte der Keller zu den oberen Etaqen nrit eirrer gasdichten Iür al¡schlieflen und der Keller

sollte möqlichst keine dauerhaft genutzten Aufenthallsräunre mit langen Aulenthaltszeiten l¡esit¿en. Alle aus denr Keller b¿w. aus Räumen mit
erdberrihrten Wänden aufsteigende Kabelschächte oder åhnliches sollterr gasdicht ausgeführt werden.

Da der Grundwasserspiegel tief lieat, kann nicht erwârtet werden, das eine eventuelle Âusführunq des Kellers als WU-8eton oder als Weiße Wanne

einen zusätzlichen 5chutz gegen Radon beinhaltet, sodass auf eine eigene gasdichte Sperrschicht nicht verzichtet werden kann,

Liegen konkrete Gebäudeplanungen vor sind oblektbezogene und aufeinander abgestimmte Baumassnahmen zunl Radonschutz sowohl zur Kosten-

reduzierung als auch zur Optimierung und Gewährleistung eines effektiven Rad0nschutzes zu enrpfehlen. Entsprechende objekt-optinrierte Konzep-

te können durch den Radongutachter in Zusammenarbeit mit dem Bauherren/Ârchitekten entwickelt werden.

Sollten durch bauvorbereitendeAushubarbeiten andere als hier beschriebene Bodenverhältnisse angetroffen werden, vor allenl wenn das Gebäude

in oder nahe zu Schwarzpelitbänken gründet, wird drinqend empfohlen den Radongutachter hinzuzuziehen, um die Eignung der hier volQeschlage-

nen Schutzmaßnahmen in diesem Bereich zu überprüfen.

Das Gut,¡chten der Geo(onsult Rein, Gartenstraße 26-28, 55276 Oppenheim, vom 1 6. Januar 20 1 7 kann bei der Verbandsgemeindeverwaltung

Lauterecken-Wolfstein , StandortWolfstein, Bergstraße 2, Obergeschoss, Zimmer 217, während der Dienststunden eingesehen werden.

Anschluss- und Benutzungszwang
. Das Schmutzwasser ist durch Anschluss an die vorhandene öffentliche Kanalisation der Glantalstraße zu entsorgen.

leilr.lr¡nlr,-hr I AnderLrng de., Brtb.rLrunql¡rlan¡l "llintr.r Roth", t¡l¡nbriiclr.n B t{,wi',1. |' rrrr¡r1;rrr. rl{'



Hinweise

Kulturdenkmäler

1. Die ausführenden Baufirmen sind ein-clringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23,3,1978
(GVBl,,'1978, 5,159 ff), zuletzt geåndert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVB1.,2008, 5.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zu-

tage kommende, archäoloclische Fund unvcrzüglich zu meldcn, dic Fundstcllc sowcit als rnöglich unvcråndcrt zu lassen und die
Gegcnstånde sorgfåltig gegen Verlust zu sichern.

2, Absatz 1 entbindet Bauträger/Båuhcrrn bzw. entsprcchende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und

Haftung gegenüber der GtJKE.

3, Sollten wirklich archåologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchåologie ein ðngemessener Zeitraum
einzuråumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planrnäßig den Anfordcrungen

dcr heutigen archåologischen Forschung entsprechend durchführen können. lm Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen.

Je nach lJmfanq der evtl, notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bautråger finanzielle Beitråge fûr die Maß-
nahmen erforderlich.

o Die Punktc I - 3 sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen.

¡ Die Direktion Landesarchäologie ist an clen weiteren Verfahrensschritten zu be-teiligen, da jederzeit bisher unbekanntc Fund.

stellen in Erscheinung treten können.

o Es wird rein vorsorglich darauf hinweisen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkrnälcr (wie Grenzsteine)

befinclcn können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o.å. nicht berilhrt oder von
ihrem angestamrnten, historischc,n Standort entfernt werden.

Wassergefährdende Stoffe

r Auf die Vorschriften des ! 65 Landeswassergesetz (wassergefåhrdende Stoffe) und die Verordnung ûber Anlagen zum Umgang

mitwassergefährdenden Stoffen (AwSV)vom 18,04,2017 (BGBl,Teil 1 Nr.22 S,905)wird hinçewiesen.

. Nach q 65 LWG i,V.rn, 5 62 WHG sind die Betreiber dazu verpflichtet, lhre Anlage zur Lagerung wassergefåhrdender Stoffe (bei

lleizöl mehr als 
,l000 

l) vor lnbetriebnahme ode¡ nach einer wesentlichen Anderung der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen und

clurch eincn zugelassenen Sachverståndigen überprüfen zu lassen.

Baugrund

r Grundsätzlich cmpfiehlt das Landesamt für Geologie und Bergbau bei Neubauvorhaben oder größere Ân- und Umbauten (ins-

besondere mit I astänclerungen) objektbezogene Baugrunduntersuchungcn,

. Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Reqelwerke (u.a, DIN 4020, fllN lN 199/-1 und -2, DIN

1054)zu berücksichtigen, Beiallen Bodenarbeiten sind dieVorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 sowie der DIN 18918 zu

beriicksichtigen,

Lårmschutz

r lm Rahmen der Baugenehmigung ist gutachterlich ftir dic zu rcalisiercnde Nutzunq tler Nachwcis zu erbringen, ob und gegebe-

nenfalls unter welchen Voraussetzungen (2,8, bauliche u, orc¡anisatorische Lärmschutzmaßnahmen) clie gebietsbezoqenen lm-

missionsrichtwerte unter Berücksichtigung der Geräuschvorbelastung eingehalten werden können.

Einfriedungen entlang landwirtschaftllch genutzter Grundstücke

o Gemäß ! 42 Nachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz müssen Einfriedungen von der Grcnze cines landwirtschaftlich genutzten

Grundstückes, dass außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegt und nicht einem ltebauungsplan als Baustand

zugewiesen ist, auf Verlangen des Nachbarn 0,50 m zurückgesetzt werclen. tinfriedungen müssen von der Grenze einesWirt-
schaftsweges 0,50 m zurückgesetzt werden.

Stromversorgung

¡ Die Baugrundstücke werden bei der Frschließung cles Baugebietes an das öffentliche Stromversorgungsnetz anqeschlossen, Die

Vorab-Hausanschlüsse werden bei späterer Bebauung bis zu den Neubauten verlångert. Die Kabel stehen unter Spannung, Mit
Bauarbeiten in Kabelnähc darf erst nach Abstinlmung mit 0lE/RWE begonnen werden,
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Hydrogeologie

o liefere tsohrungen zum Bau von Erdwårmc,sonden erfassen die Jeckenbach-schichten der Glan-Gruppe des Rotliegend, einc. graue
Wechsclfolge von Sänd-, Schluff- und lonsteinen, Unter derVoraussetzung, dass dieWårmetrågerflüssigkeit nichtwassergefåhr-
dend ist oder der Wassergefåhrdungsklasse 1 entspricht unci clie llohruncl im Bereich der Deckschichten gegenübcr dem Zutritt
von Sickeruasser abgedichtet wird, bestehen aus hydrogeologischer Sicht keine grundsåtzlichen Einwäncle zur (ìewinnung von
Erdwärrne. Weitere Auflagen bleiben der Einzelfallprüfung vorbehalten,

o Gemåß der $$ 8, 9 Abs, 2 Nr, 2 und l0 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit $ 46 Landeswassergesetz (LWG) stellt
die Niederbringung von Bohrungen und lnanspruchnahme des Grundwassers eine Gewåsserbenutzung da¡ die einer wasserbe-

hördlichen Erlaubnis durch die UntereWasserbehörde beider Kreisverwaltung Kusel, Umwelt und Bauen, bedarl

Überörtliche Verkehrsflächen

o Entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplanes verläuft die B 420, Von der Straße gehcn die typischen Ver-

kehrsgeräusche aus,

Gesetzl i che G ru ndl age n

Ftlr clie Verfahrensdurchführung und die testsetzungen cler teilräumlichen 2. Änderung dcs Bobauungsplanes gelten u.a, folgende
Gesetze und Verordnungen:

. Baugesetzbuch in der frassung der Bekanntmachunq vom 03, November 201 7 (BGBl, I 5, 3634).

¡ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2 1. November 201 7 (BGlll. I S, 3786),

. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitplåne und clie Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung PlanzV) vom
lS.llezember 1990 (BGBl,15,58), zuletzt geåndert durchArtikel3 des Gesetzes vom 04. Mai201i (llGBl.l5, 1057),

¡ Gesetz über Naturschutz und l.andschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - ENatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September /017 (BGBI, I 5, 3434),

¡ Bundes-Bodenschutzgesetz vom 1 7, März I 998 (BGBl, I 5, 502), zuletzt geåndert durch Artikel 3 Absatz 3 cles Gesetzes vom 27,
Septcmber 2017 (BGBl. I S. 3465).

o Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WllG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt durch Ar'
tikel I des Gesetzes vom 18. luli 2017 (B(ìBl. lS.'¿771)

. l.andesbauordnung Rheinland.Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998, zuletzt qeåndert durch Artikel I des Gesct¿es vom 15, Juni
20i s (GVBr. s. 77).

¡ Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft Rhcinland Pfalz (L¿ndesnaturschutzgesetz - LNatSch(i
-)vom 06,Oktober 2015 (GVB1,5,283), zuletzt geåndert durchArtikel3 cles Gesetzes vom 21. Dezember 20.l6 (CVBl,5, 583).

. Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesett LWC ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.0/.20'15
(GVBL, 201 5,127), zuletzt geåndert durch ! 28 des Gesetzes vom 2T,November 201 5 (GVBI, 5. 383),

. Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO)in der frassung der Bekanntmachunq vom 3l.januar 1994, zuletzt geåndert durch
Ârtikel 7 des Gesetzes vom 02, März 2017 (6VBl, 5, 2l),

. Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (tlSchG) vom 2.3. Män 1978 (6VBl, S, 159) zulctzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 03, Dezember 2014 (GV81,5,245),

r Landesnachbarrechtsgesetz (LNRC) vom I 5, Juni I 970, zuletzt geåndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2 1 . Juli 2003 (GVBl.

s.209).

. Verordnung überAnlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und übcr Fachbetriebe (VAwS)Vom L Juni 2005, zuletzt
geåndert durch dieVerordnung vom 8, Dezember 2015 (Amtsbl.l S.2219),

6lanbrückcn, den 14, Dezember 2018

inde Glanbrücken:
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